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KWV Beratung  

Lietzenburger Str. 14 

ZwVbG – Ersatzwohnraum in „räumlicher Nähe“ 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Kücük, 

 

zur Problematik des in der Zweckentfremdung erforderlichen Ausgleichs einer zweckfremden 

Nutzung (hier: Abriss von Wohnraum) durch Schaffung von Ersatzwohnraum gem. § 3 

Abs. 1 ZwVbG nehme ich wie folgt Stellung: 

 

Seit der Einführung des Zweckentfremdungsverbot-Gesetzes und der dazugehörigen Zweck-

entfremdungsverbot-Verordnung muss ein Bauherr, wenn er Wohnraum im Sinne des § 1 

Abs. 3 ZwVbG abreißen möchte, diesen durch angemessenen Ersatzwohnraum ausgleichen. 

 

Dass der Ersatzwohnraum in räumlicher Nähe zum zweckentfremdeten Wohnraum geschaf-

fen werden muss, hat die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen bereits seit der 

Einführung des Verbots der Zweckentfremdung vertreten. In den (ersten) Ausführungsvor-

schriften über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (AV – ZwVb) vom 23. Juni 

2014 führte die Senatsverwaltung in Punkt 16.1 aus: 

 

„Der Ersatzwohnraum muss stets im selben Bezirk geschaffen werden, in dem 

der zweckentfremdete Wohnraum liegt.“ 

 

07. Januar 2021 

RA Oliver Ganseforth 

1808/19O28   OG   D43/6-21  

(Bitte stets angeben) 
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Hierzu hatte jedoch das Verwaltungsgericht Berlin in einem Urteil vom 15. November 2017 

(6 K 594.17) entschieden, dass der Ersatzwohnraum in der Zweckentfremdung - unter ande-

rem: aufgrund der mangelnden Konkretisierung im Gesetz - nicht zwingend in demselben 

Bezirk liegen muss.  

  

Aus diesem und anderen Gründen sah sich der Gesetzgeber gezwungen, das Zweckentfrem-

dungsverbot-Gesetz zu verschärfen. Durch das „Zweite Gesetz zur Änderung des Zweckent-

fremdungsverbot-Gesetzes“ hat der Gesetzgeber den § 3 Abs. 1 ZwVbG im Jahr 2018 dahin-

gehend verschärft, dass „der Ersatzwohnraum in räumlicher Nähe zu dem zweckentfremdeten 

Wohnraum oder zumindest in demselben Bezirk geschaffen werden muss.“. 

 

Unter Berücksichtigung der Ausführungen des Verwaltungsgerichts Berlin in seinem Urteil 

vom 15. November 2017 ist unseres Erachtens der aktuelle § 3 Abs. 1 ZwVbG rechts- oder 

verfassungswidrig, da die „Wohnraummangellage“ bzw. der „Geltungsbereich des Zweck-

entfremdungsverbotes“ durch den Gesetz- und Verordnungsgeber einheitlich für ganz Berlin 

festgelegt wurde. Hierzu führt das Gericht in seinem Urteil (Rd. 43, 44) richtig aus: 

 

„Das ZwVbG unterscheidet nur bei der Regelung seines Anwendungsbereichs in § 1 

Abs. 1 und 2 ZwVbG zwischen dem „Land Berlin“ und „einzelnen Bezirken“. Das be-

zieht sich auf die Festlegung des räumlichen Geltungsbereichs des Zweckentfrem-

dungsverbots, die der Landesgesetzgeber dem Verordnungsgeber überlässt. Dieser 

wird durch § 1 Abs. 2 ZwVbG ermächtigt, durch Rechtsverordnung festzustellen, ob 

im Land Berlin oder in einzelnen Bezirken die Voraussetzungen für ein Zweckentfrem-

dungsverbot vorliegen. Dieser Regelungskontext bietet keine gesetzliche Grundlage, 

um Ersatzwohnraum mit der Begründung zurückzuweisen, er liege in einem anderen 

Bezirk als der zweckentfremdete Wohnraum. 

 

Aus § 1 Abs. 1 und 2 ZwVbG lässt sich, anders als der Beklagte meint, auch nichts im 

Wege der Auslegung für seinen Standpunkt herleiten. Im Gegenteil: Der Verord-

nungsgeber ist aufgrund der Reihung der beiden Varianten gehalten, an erster Stelle 

eine Wohnraummangellage bezogen auf das gesamte Stadtgebiet zu prüfen. Er darf 

diese auch dann feststellen, wenn nicht in allen Stadtbezirken eine Mangellage 

herrscht, solange noch eine ‚durchschnittliche‘ Mangellage bezogen auf die Stadt ins-

gesamt besteht. In diesem Fall dürfte der Verordnungsgeber das Zweckentfremdungs-

verbot auch auf die Bezirke mit einer Wohnraummangellage beschränken. Demgegen-

über ist nur eine bezirksgenaue Festlegung zulässig, wenn eine Mangellage nur für 

einzelne Bezirke, jedoch nicht für die Stadt insgesamt besteht (vgl. OVG Berlin-

Brandenburg, Beschluss vom 6. April 2017 – OVG 5 B 14.16 –, juris Rn. 74 f.).  

 

Diese durch § 1 Abs. 1 und 2 ZwVbG eröffneten Varianten haben gemeinsam, dass 

sich der Geltungsbereich des Zweckentfremdungsverbots und die Feststellungen zur 

Wohnraummangellage räumlich decken müssen. Nur in Bezug auf einen bestimmten 

räumlichen Wohnungsmarkt lässt sich empirisch feststellen, ob und inwieweit auf-

https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-WoZwEntfrGBEV2P1/format/xsl/part/S?oi=qYum3AXMfP&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-WoZwEntfrGBEV2P1/format/xsl/part/S?oi=qYum3AXMfP&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-WoZwEntfrGBEV2P1/format/xsl/part/S?oi=qYum3AXMfP&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-WoZwEntfrGBEV2P1/format/xsl/part/S?oi=qYum3AXMfP&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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grund von Wohnraummangel die tatsächlichen Voraussetzungen für das Zweckent-

fremdungsverbot vorliegen. Daraus folgt für die Frage, wann Ersatzwohnraum be-

achtlich ist, dass dieser in dem Gebiet geschaffen werden muss, in dem der Wohn-

raumverlust eintritt. Das ist das Gebiet, für das der Verordnungsgeber eine Wohn-

raummangellage festgestellt und das Zweckentfremdungsverbot räumlich festgelegt 

hat. Nachdem der Verordnungsgeber in § 1 Abs. 1 Satz 1 der Zweckentfremdungsver-

bot-Verordnung (– ZwVbVO – vom 4. März 2014, GVBl. 2014, 73) eine Wohnraum-

mangellage für das gesamte Stadtgebiet Berlins festgestellt hat, kann Ersatzwohn-

raum in diesem Gebiet berlinweit angeboten werden. Dies ist die Kehrseite des für 

den Beklagten günstigen Umstands, dass er für das berlinweite Zweckentfremdungs-

verbot nur eine durchschnittliche Wohnraummangellage bezogen auf die gesamte 

Stadt, nicht jedoch einen Wohnraummangel für jeden einzelnen Bezirk gesondert fest-

stellen musste.  

[Unterstreichungen und Markierungen durch den Unterzeichner]  

 

Für den vorliegenden Fall bedeutet dies: 

 

Der Ersatzwohnraum auf dem Grundstück Alt-Moabit 47/48 ist zulässiger Ersatzwohnraum 

i.S.d. § 3 Abs. 1 ZwVbG und kann den Wohnraumverlust auf dem Grundstück Lietzenburger 

Str. 14 ausgleichen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

G a n s e f o r t h  

 - Rechtsanwalt -    

https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-WoZwEntfrVBEpP1/format/xsl/part/S?oi=qYum3AXMfP&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-WoZwEntfrVBEpP1/format/xsl/part/S?oi=qYum3AXMfP&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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872m2
EG 570m2 = bebaut
1.-4.OG 510m2
BFG 2610m2
GRZ 0,65
GFZ 2,99

Flstk 48/43 
Neubau nach 1975

Flstk 48/44
Neubau 1961

Flstk 2266/49
Neubau 1961

Flstk 2238/56
Bestand vor 1900
850m2
EG 567m2 = bebaut
1.-4.OG 567m2
BFG 2835m2
GRZ 0,66
GFZ 3,33Flstk 56/31-32

Neubau 1961
858m2
EG 290m2 = bebaut
1.-6.OG 125m2
1.-5.OG 135m2
BFG 1715m2
GRZ 0,33
GFZ 1,99

Flstk 2239/48
Neubau 1961
845m2
EG 200m2 = bebaut
1.-5.OG 200m2
BFG 1200m2
GRZ 0,23
GFZ 1,42

1781m2
EG 394m2 = bebaut
BFG 2536m2
GRZ 0,22
GFZ 1,42

Flstk 172 
Neubau nach 1961
476m2
EG 253m2 = bebaut
1.-5.OG 253m2
BFG 1518m2
GRZ 0,53
GFZ 3,18

1060m2
EG 755m2 = bebaut
1.-6.OG 755m2
7.OG 714m2
8.-10.OG 453m2
BFG 7358m2
GRZ 0,71
GFZ 6,94

Flstk 174 Neubau nach 1975
9110m2 davon innerhalb B-Plan 5930m2
EG 1976m2 = bebaut
BFG 15731m2
GRZ 0,33
GFZ 2,65

EG 161m2
1.-7.OG 161m2
BFG 1288m2

EG 1170m2
1.-7.OG 1170m2
BFG 9360m2

EG 645m2
1.-6.OG 645m2
7.OG 568m2
BFG 5083m2

B-Plangrenze XI-36
20.6.1958

B-Plangrenze XI-36-1
17.4.1996

B-Plangrenze
XI-37 16.3.1961 Anlage D


